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Reith und Haußmann: Schlechtes Zeugnis für unser Gesundheitssystem

Die Experten in den Enquete Sitzungen waren sich einig.

Die Stellungnahmen der Landesregierung auf eine parlamentarische Initiative der FDP/DVP-Fraktion zur
„Krisenfestigkeit des Gesundheitswesens in Baden-Württemberg“ (Drucksache 17/2923) und der
Großen Anfrage der Regierungsfraktionen „Erste Bestandsaufnahme anlässlich der Einsetzung der
Enquetekommission ‚krisenfeste Gesellschaft‘ zu den Bereichen Krisenbegriff und Gesundheitskrisen“
(Drucksache 17/2934) wurden in der heutigen Plenardebatte diskutiert. Dazu sagte Nikolai Reith,
sozialpolitischer Sprecher der FDP/DVP-Fraktion im baden-württembergischen Landtag:

„Lernen wir aus vergangenen Krisen, um in Zukunft resilienter zu werden! – das war in der Arbeit der
Enquete-Kommission ‚Krisenfeste Gesellschaft‘ stets unsere Devise, während die Regierungsparteien
den Blick auf die Vergangenheit lieber vermieden. Eine Vielzahl der Experten, die wir im ersten
Handlungsfeld ‚Gesundheit‘ angehört haben, haben dem Gesundheitssystem in unserem Land kein gutes
Zeugnis ausgestellt. Für uns sind drei Ansatzpunkte dringend umzusetzen: Die Verwaltung und der
Öffentliche Gesundheitsdienst brauchen einen Digital –und Entbürokratisierungsschub, die Berufe im
Gesundheitswesen müssen attraktiver gestaltet werden, beispielsweise durch eine zielführende
Kampagne und die Medizinbranche soll im Zentrum unserer Bemühungen stehen. Wir brauchen eine
Unabhängigkeit von ausländischen Lieferketten und ein starkes ‚Made in Baden-Württemberg‘,
unterstützt durch eine entschlossene Landesregierung, die diese Vision energisch vorantreibt.

Selbst bei der tatsächlich sehr unkomplizierten Umsetzung des Corona-Soforthilfen-Programms ist es
der Landesregierung nicht gelungen, das anfängliche Versprechen von ‚schnell und unbürokratisch‘ zu
erfüllen, da sie ein äußerst detailliertes und übermäßiges Rückforderungsverfahren eingeführt hat, das
den Zweck konterkariert.“

Der gesundheitspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Jochen Haußmann, ergänzt:

„Ziel der grün-schwarzen Koalitionsvertrags ist es, dass das für das Gesundheits- und Sozialwesen
zuständige Ministerium gestärkt aus der Pandemie hervorgeht, damit wir für zukünftige Krisen und
Pandemien gut ausgestattet und vorbereitet sind. Unsere Zweifel am Gesamtauftrag an der
Enquetekommission haben sich bestätigt. Der Handlungsauftrag war viel zu weit gefasst. Um das Land
für künftige Krisen nachhaltig zu wappnen, ist es zwingend notwendig, auch die Jahre der
Coronapandemie intensiv zu analysieren und daraus Schlüsse für zukünftiges Regierungshandeln zu
ziehen. Offenbar scheut die Regierungskoalition mit Blick auf ihr Corona-Management den Blick in den
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Rückspiegel. Andere Länder wie Großbritannien bereiten sich bereits jetzt auf die kommenden
Pandemiewellen vor und bedienen sich dafür einer ganzen Bandbreite an Indikatoren. Unser Dank gilt
allen Personen, die sich für die Gesundheit und Pflege der Bevölkerung in der Corona-Pandemie
bewundernswert eingesetzt haben. Im Zeitablauf verblasst schon wieder manches. Heute wissen wir,
dass das ‚Team Vorsicht‘, das der Ministerpräsident propagierte, enorm viele Fehlentwicklungen mit sich
brachte. Dabei nenne ich zum Beispiel die Schulschließungen mit ihren negativen Auswirkungen, die vor
allem die psychische Gesundheit, das Bewegungsverhalten und die schulischen Leistungen der
Schülerinnen und Schüler betreffen. Das sture Festhalten an einer allgemeinen Impfpflicht und die viel
zu bürokratischen und kleinteiligen Corona-Verordnungen wurden zu Recht stark kritisiert. Die kritische
Bewertung des Rechnungshofs bestätigt die Notwendigkeit einer guten Krisenkommunikation. Der
Rechnungshof nennt die erheblichen Reibungsverluste in der Kommunikation innerhalb des Landes und
zwischen Land und Kommunen. Zudem bemängelt er, dass Beschaffungsentscheidungen rückblickend
nicht immer erforderlich oder wirtschaftlich erschienen. Es wird auch darauf hingewiesen, dass die
Ressorts unterschiedliche Auffassungen über grundlegende Vorgehensweisen hatten, was zu
Spannungen und Unklarheiten führte. Zurecht empfiehlt der Rechnungshof ein professionelleres
Krisenmanagement. Bisher ist dazu leider nichts zu erkennen. Und die nächste Krise kommt bestimmt –
früher oder später.“

 

 


